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Einleitung 

Fragen der notwendigen und aufgabenadäquaten Organisation des 
Eisenbahnverkehrs haben das deutsche Staats- und Verwaltungsrecht 
immer wieder beschäftigt. Sie reichen zurück in die Zeit der Keichs-
verfassung von 18711. Besonders nachhaltig wurden sie gestellt, als das 
Reich gemäß den Art . 89, 171 der Weimarer Verfassung von 1919 (WRV) 
die Eisenbahnunternehmen der Länder übernommen hatte und unter 
der Bezeichnung „Deutsche Reichsbahn" als einheitliches Unternehmen 
zu führen begann2. Daß auch heute Verfassungsfragen  der Bahnorgani-
sation immer wieder gestellt werden, verwundert nicht. Denn das, was 
in der nüchternen Gesetzessprache des Bundesbahngesetzes — BbG — 
vom 13.12.1951 (BGBl. I S. 955) als hicht rechtsfähiges Sondervermögen 
eingeordnet und als „Deutsche Bundesbahn" bezeichnet wird, ist in der 
Realität ein technisch und ökonomisch hoch komplexes Phänomen, das 
von den großen nationalen und internationalen Entwicklungen der 
Technologien, der Raum- und Erwerbsstrukturen,  der Produktionsweisen 
und Verkehrsbedürfnisse  nicht unberührt bleibt, sondern sich in Auf-
gaben und Organisation immer wieder anpassen muß. In diesen Zusam-
menhang gehören auch jüngere Überlegungen zu Organisationsänderun-
gen der Bundesbahn, bei denen Verkehrsverlagerungen,  die Zusammen-
führung getrennter Verkehrsdienste und überhaupt der vermehrte 
Einsatz kooperativer Organisationsformen eine Rolle spielen8. 

Unter verfassungsorganisationsrechtlichen  Aspekten nehmen bei allen 
diesen Überlegungen neben den Art . 33 Abs. 4 und Art . 104 a GG die 
Art . 83 ff.  GG und innerhalb dieser Normengruppe insbesondere Art . 87 

1 Dazu Laband,  Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 5. Aufl., 3. Bd. 
1913, S. 109 ff.;  vgl. auch Kruchen,  in : Haustein, Die Eisenbahnen i m deut-
schen öffentlichen  Recht, 1960, S. 48 f. 

2 Vgl. dazu Sarter/Kittel,  Die Deutsche Reichsbahngesellschaft, 3. Aufl., 
1931; Lassar,  in : Anschütz/Thoma, Handbuch des deutschen Staatsrechts 
Bd. 1, 1930, S. 345 ff. 

3 Dazu: die Themenhefte „Rückzug der Schiene aus der Fläche", „ö f fen t -
licher Personennahverkehr i n ländlichem Raum" und „Raumwirksamkei t 
des Schienenschnellverkehrs" der Informationen zur Raumentwicklung (JzR) 
1976 Heft 4/5, 1981 Heft 10, 1983 Heft 4; Gohlke,  Zukunftsperspektiven der 
Deutschen Bundesbahn, ZögU 1984, S. 94 ff.;  Eichhorn,  Zur Situation der 
Deutschen Bundesbahn: Stellungnahme des Wiss. Beirats der Gesellschaft 
für öffentliche  Wirtschaft,  1980; Mombaur  (Hrsg.), Regionalisierung des öf-
fentlichen Personennahverkehrs, 1982; Irsfeld-Posselt,  Neuere Entwick lun-
gen bei der Deutschen Bundesbahn, DV 1978, S. 335 ff. 
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Abs. 1 S. 1 GG eine Schlüsselstellung ein4. Nach dieser Vorschrift  gehören 
die „Bundeseisenbahnen" zu jenen Verwaltungsbereichen, die — wie der 
Auswärtige Dienst, die Bundesfinanzverwaltung, die Bundespost und 
nach Maßgabe des Art . 89 die Verwaltung der Bundeswasserstraßen 
und Schiffahrt  — „ in bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwal-
tungsunterbau" geführt  werden. 

Mi t Art . 87 Abs. 1 S. 1 GG ist allerdings eine Verfassungsbestimmung 
zum Maßstab erhoben, die ganz im Gegensatz zu ihrem schlichten 
äußeren Aussagemodus eine Fülle von Auslegungsschwierigkeiten birgt5. 
I m Grunde ist es gerade diese einfache Aufreihung historisch so unter-
schiedlich gewachsener, i n Umfang und Struktur so disparater Auf-
gabenbereiche wie dem des Auswärtigen Dienstes, der Finanzverwaltung 
und der großen Verkehrsanstalten des Bundes, die die Auslegung dieser 
Bestimmung wesentlich erschwert. Wenn für die juristische Inter-
pretation einer Vorschrift  schon sonst die genaue Kenntnis ihres „Norm-
bereichs" unverzichtbar ist®, dann ist speziell für die Auslegung des 
Art. 87 Abs. 1 S. 1 GG eine gründliche Analyse des jeweils einschlägigen 
Verwaltungsbereichs eine Grundvoraussetzung. Dabei werden neben der 
ordnenden Darstellung der derzeitigen Organisation und Aufgaben der 
Bundeseisenbahnen auch die historische Entwicklung ihrer einzelnen 
Verkehrsarten, der tradierte Bestand des einfachen Hechts und die ein-
gespielte Staatspraxis zu beachten sein. Gerade die Kompetenz- und 
Organisationsvorschriften  des Grundgesetzes erschließen ihren Sinn-
gehalt nicht in einer isolierten theoretischen Begrifflichkeit,  sondern nur 
unter Einbeziehung dieser Interpretationshilfen.  Zutreffend  sagt das 
Bundesverfassungsgericht  im Urtei l vom 16. 2.1983 zu einer Bestimmung 
des organisatorischen Teils der Verfassung: „ Ih r Sinn erschließt sich 
erst durch die in ihr selbst angelegte Systematik und den Sinnbezug, 
der sich aus ihrer Stellung und ihrem Stellenwert im gesamten Ver-

4 Vgl. Maunz,  Die Privatisierung von Verkehrsbetrieben des Bundes aus 
der Sicht des Grundgesetzes, in : Festschrift  für Scupin, 1983, S. 615 ff.; 
Fromm,  Bundesbahnautonomie und Grundgesetz, DVB1. 1982, S. 288 ff.; 
Schmidt-Aßmann,  Verfassungsrechtliche  Aspekte einer Neuordnung des 
Schienenverkehrs, Informationen zur Raumentwicklung (IzR) 1976, S. 175 ff.; 
jüngst Finger,  Die Deutsche Bundesbahn i m Spannungsfeld des Grundge-
setzes, DÖV 1985, S. 226 ff. 

6 Vgl. dazu aus jüngster Zeit nur Stern,  Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland Bd. 2, 1980, S. 814 ff.;  Dittmann,  Die Bundesverwaltung, 1983, 
S. 81 ff.  und 112 ff.  m i t zahlreichen Nachweisen. Für „kurz und k la r " häl t 
die Bestimmung erkennbar nur Rottmann,  Zur Rechtslage der Deutschen 
Bundesbahn, Rechtsgutachten für die Gewerkschaft  Deutscher Bundesbahn-
beamter, Arbei ter und Angestellten (GDBA) i m Deutschen Beamtenbund, 
1984, S. 7. 

β So zutreffend  F.  Müller,  Juristische Methodik, 2. Auf l . 1976, S. 116 ff.: 
Normbereich als „der Ausschnitt sozialer Wirk l ichkei t i n seiner Grundstruk-
tur, den sich das Normprogramm als seinen Regelungsbereich ,ausgesucht' 
hat" (S. 117). 
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fassungsgefüge  ergibt; dieser Sinnbezug wi rd nicht zuletzt auch durch 
den verfassungsgeschichtlichen Hintergrund, vor dem die Regelung 
geschaffen  wurde, wie auch durch ihre bisherige Handhabung durch 
oberste Verfassungsorgane  seit Inkrafttreten  des Grundgesetzes erhellt7." 

Die vorliegende Untersuchung, die auf ein Rechtsgutachten für den 
Bundesminister für Verkehr zurückgeht, folgt der solchermaßen von den 
Interpretationsanforderungen  vorgezeichneten Gedankenführung: I m 
1. Abschnitt  werden Organisation und Aufgaben der Bundesbahn unter 
Einbeziehung der Geschichte, der einfachen Gesetzeslage und der Ver-
waltungspraxis zunächst systematisch dargestellt. Im 2. Abschnitt  ist 
dann zu untersuchen, inwieweit der Bund mit den „Bundeseisenbahnen" 
einer umfassenden Verkehrsbedienungspflicht  unterliegt. Der 3. Ab-
schnitt  schließlich beschäftigt sich mit Möglichkeiten und Verfassungs-
grenzen neuer Organisationsformen im Bereich der Bundeseisenbahnen. 

7 BVerfGE 62, 1 (38) zu Ar t . 68 GG; vgl. auch BVerfGE 32, 145 (152); fer-
ner Ossenbühl,  Bestand und Erweiterung des Wirkungskreises der Deut-
schen Bundespost, 1980, S. 31 ff.  und 54 f.; zur Bedeutung der Staatspraxis 
bei der Auslegung des Ar t . 87 GG auch Dittmann,  Bundesverwaltung (Fn. 5), 
S. 86 und Lerche/Graf  von Pestalozza,  Die Deutsche Bundespost als Wettbe-
werber, 1985, S. 33 ff. 


